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Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Bayern
Sozialgericht Bayerisches Landessozialgericht
Sachgebiet Rentenversicherung
Abteilung 16
Kategorie Urteil
Bemerkung -
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Deskriptoren -
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1. Instanz

Aktenzeichen S 7 RJ 1623/98 A
Datum 17.03.2000

2. Instanz

Aktenzeichen L 16 RJ 263/00
Datum 01.08.2001

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung gegen das Urteil des Sozialgerichts Landshut vom 17. MÃ¤rz 2000
wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Streitgegenstand ist die GewÃ¤hrung von Rente wegen verminderter
ErwerbsfÃ¤higkeit ab Rentenantragstellung am 27.11.1996.

Die am 1951 geborene KlÃ¤gerin ist jugoslawische StaatsangehÃ¶rige mit Wohnsitz
in ihrer Heimat.

Dort hat sie eine Lehre als Friseuse absolviert und 1970 sowie von Juli 1991 bis
Dezember 1996 Versicherungszeiten erworben. Seit 01.01.1997 bezieht sie
Invalidenrente. In Deutschland war sie von September 1971 bis August 1984 nach
einer Anlernzeit von 90 Tagen bei der Firma B. in der Fabrik versicherungspflichtig
beschÃ¤ftigt. AnschlieÃ�end war sie wegen einer reaktiven Depression krank.
Unterlagen Ã¼ber die konkrete BeschÃ¤ftigungsart sind nicht mehr vorhanden.
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Auf ihren Rentenantrag vom 26.07.1985 wurde ihr mit Bescheid vom 21.04.1984
wegen paranoid-depressiven Syndroms ErwerbsunfÃ¤higkeitsrente auf Zeit vom
01.07.1985 bis 30.11.1986 gewÃ¤hrt. Ihr WeitergewÃ¤hrungsantrag vom
29.12.1986 wurde mit Bescheid vom 07.04.1988 aufgrund eines nervenÃ¤rztlichen
Gutachtens vom 29.02.1988 abgelehnt.

Am 27.11.1996 stellte die KlÃ¤gerin erneut einen Rentenantrag. Die jugoslawischen
Gutachter hielten die KlÃ¤gerin im Gutachten vom 10.12.1996 wegen depressiven
Syndroms fÃ¼r dauerhaft arbeitsunfÃ¤hig. Bei der stationÃ¤ren Untersuchung in
der Ã�rztlichen Gutachterstelle Regensburg vom 15.06. bis 17.06.1998 stellten die
Gutachter L. und A. gegenÃ¼ber dem Vorgutachten von 1988 keine wesentliche
Ã�nderung fest. Sie hielten die KlÃ¤gerin fÃ¼r die zuletzt ausgeÃ¼bte TÃ¤tigkeit
als Betreiberin einer Kaffee- RÃ¶sterei troz paranoiden Syndroms bei
selbstunsicherer PersÃ¶nlichkeit und Heberdenarthrose beider HÃ¤nde fÃ¼r
weiterhin vollschichtig einsatzfÃ¤hig. Dementsprechend wurde der Rentenantrag
am 30.07.1998 abgelehnt, der Widerspruch am 30.09.1998 zurÃ¼ckgewiesen.

Dagegen erhob die KlÃ¤gerin am 25.11.1998 Klage und legte einen Befundbericht
der Dr.T. , einer FachÃ¤rztin fÃ¼r Neuro-Psychatrie im neuro-psychiatrichem
Krankenhaus Belgrad vom 04.11. 1998 vor. Dieselbe Ã�rztin attestierte Ende 1999
wegen aktueller Verschlimmerung ReiseunfÃ¤higkeit der KlÃ¤gerin. Im Attest der
Ã�rztin vom 10.03.2000 heiÃ�t es, die KlÃ¤gerin sei schon jahrelang dauerhaft
arbeitsunfÃ¤hig.

Im Auftrag des Gerichts wurde die KlÃ¤gerin am 15.03.2000 vom Neurologen Dr.P.
untersucht. Der SachverstÃ¤ndige stellte eine deutliche Abweichung des
Untersuchungsbefunds gegenÃ¼ber dem vom Gutachten im Juli 1998 fest. Seines
Erachtens ist wegen der paranoiden Psychose eine Arbeit von wirtschaftlichem Wert
nicht mehr mÃ¶glich. Die jetzige Symptomatik habe sich wohl im Laufe des letzten
Jahres entwickelt, so dass der Beginn auf Juli 1999 festgelegt werde. Dem schloss
sich der Allgemeinarzt Dr.Z. nach ambulanter Untersuchung in seinem Gutachten
vom 15.03.2000 an.

Das Sozialgericht Landshut wies die Klage am 17.03.2000 ab. Bei einem
Versicherungsfall im Juli 1999 seien die besonderen versicherungsrechtlichen
Voraussetzungen nicht erfÃ¼llt und nicht erfÃ¼llbar, weil die Zeit ab 01.01.1984
nicht lÃ¼ckenlos mit BeitrÃ¤gen belegt bzw. belegbar sei. Die LÃ¼cke ab MÃ¤rz
1986 sei nicht belegbar, weil die KlÃ¤gerin im Anschluss an das 2. Rentenverfahren
ausreichend aufgeklÃ¤rt worden sei.

Gegen das am 10.04.2000 zugestellte Urteil legte die KlÃ¤gerin am 09.05.2000
Berufung ein und wies auf einen fachÃ¤rztlichen Bericht der Dr.T. vom 25.04.2000
hin, worin es unter anderem heiÃ�t, die letzte Dekompensation vom Oktober 1998
dauere immer noch an. Dieselbe Ã�rztin schrieb am 10.07.2000, die KlÃ¤gerin sei
u.a. im Zeitraum von November 1996 bis Juli 1999 wie auch im Zeitraum davor, von
1984 bis heute zur Verrichtung ihrer beruflichen Pflichten unfÃ¤hig.

Auf Veranlassung des Senats erstellte der Psychiater Dr.S. am 10.10.2000 nach
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ambulanter Untersuchung ein Gutachten. Danach ist die LeistungsfÃ¤higkeit der
KlÃ¤gerin seit November 1996 auf unter zwei Stunden eingeschrÃ¤nkt, wenngleich
eine retrospektive Beurteilung sehr schwierig sei. FÃ¼r Dr.L. war dieser Beginn der
Leistungsminderung nicht nachvollziehbar, nachdem sich seines Erachtens aus den
Ã¤rztlichen Unterlagen kein Anhaltspunkt fÃ¼r die Verschlechterung ergibt. In
seiner ergÃ¤nzenden Stellungnahme vom 07.12.2000 fÃ¼hrte Dr.S. aus,
fremdanamnestischen Angaben zufolge sei es im Oktober 1998 zur zweiten
drastischen Verschlimmerung gekommen. Davor habe es sich seit 1984 um einen
chronisch progredienten Krankheitsverlauf gehandelt. DemgegenÃ¼ber hielt Dr.L.
am Eintritt des Versicherungsfalls im Juli 1999 fest.

Die KlÃ¤gerin beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Landshut vom 17.03.2000 aufzuheben und die
Beklagte unter Aufhebung des Bescheids vom 30.07.1998 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheids vom 30.09.1998 zu verurteilen, ab 01.12.1996 Rente wegen
ErwerbsunfÃ¤higkeit zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt

die ZurÃ¼ckweisung der Berufung.

Wegen weiterer Einzelheiten wird auf den Inhalt der Beklagtenakten, der
Klageakten des Sozialgerichts Landshut sowie der Berufungsakten Bezug
genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die statthafte, form- und fristgerecht eingelegte Berufung ist zulÃ¤ssig, erweist sich
jedoch als unbegrÃ¼ndet. Das Urteil des Sozialgerichts Landshut vom 17.03.2000
ist ebensowenig zu beanstanden wie der Bescheid der Beklagten vom 30.07.1998 in
der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 30.09.1998. Die KlÃ¤gerin hat keinen
Anspruch auf die GewÃ¤hrung von Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit. Sie ist zwar
derzeit unstreitig erwerbsunfÃ¤hig, ihr Anspruch scheitert jedoch an den
besonderen versicherungsrechtlichen Voraussetzungen.

Wie das Sozialgericht in seinem Urteil zutreffend dargestellt hat, ist ein Anspruch
der KlÃ¤gerin davon abhÃ¤ngig, ob der Versicherungsfall vor 1999 eingetreten ist.
Weil der Versicherungsfall keinesfalls bereits 1984 eingetreten ist, wie dies der
rechtsverbindliche Bescheid vom 07.04.1988 begrÃ¼ndet, und weil die Zeit ab
01.01.1984 bis zur Rentenantragstellung im November 1996 nicht lÃ¼ckenlos mit
Anwartschaftserhaltungszeiten belegt ist â�� ausweislich des Versicherungsverlaufs
besteht ab MÃ¤rz 1986 bis zur Aufnahme der versicherungspflichtigen
BeschÃ¤ftigung in ihrer Heimat im Juli 1991 eine LÃ¼cke â�� und diese LÃ¼cke
auch nicht Ã¼ber einen sozialrechtlichen Herstellungsanspruch geschlossen werden
kann â�� die KlÃ¤gerin ist im Anschluss an das zweite Rentenverfahren durch das
Merkblatt Nr.6 ausreichend aufgeklÃ¤rt worden Ã¼ber die Anwartschaftserhaltung
â�� kommen die Â§Â§ 240 Abs.2 und 241 Abs.2 SGB VI nicht zur Anwendung.
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Insoweit wird auf die ausfÃ¼hrlichen EntscheidungsgrÃ¼nde des erstinstanzlichen
Urteils Bezug genommen (Â§ 153 II SGG). Entscheidend ist daher, ob die KlÃ¤gerin
in den letzten fÃ¼nf Jahren vor Eintritt der ErwerbsunfÃ¤hikeit drei Jahre
PflichtbeitrÃ¤ge fÃ¼r eine versicherte BeschÃ¤ftigung oder TÃ¤tigkeit hat (Â§ 44
Abs.1 Ziff.2 SGB VI in der vom 15.12.1995 bis 31.12.2000 maÃ�gebenden Fassung).
Weil die KlÃ¤gerin ihren letzten Pflichtbeitrag im Dezember 1996 entrichtet hat,
kÃ¤me ein Anspruch daher nur in Betracht, wenn der Versicherungsfall spÃ¤testens
im 01.01.1999 eingetreten wÃ¤re. Dies ist jedoch nicht bewiesen.

Zwar hat der gerichtlich bestellte SachverstÃ¤ndige Dr.S. in seinem Gutachten vom
10.10.2000 die Auffassung vertreten, die KlÃ¤gerin sei bereits vor Juli 1999
auÃ�erstande gewesen, einer vollschichtigen TÃ¤tikeit nachzugehen. In seiner
ergÃ¤nzenden Stellungnahme vom 27.12.2000 rÃ¤umte er jedoch ein, dass er in
seinem Gutachten lediglich das derzeitige Krankheitsbild zuverlÃ¤ssig beobachten
und die aktuelle Phase der Erkrankung zum Zeitpunkt des Untersuchungstermins
am 21.09.2000 begutachten konnte. Seines Erachtens ist eine zeitlich exakte
Feststellung einer Minderung der zeitlichen LeistungsfÃ¤higkeit retrospektiv nicht
zuverlÃ¤ssig mÃ¶glich. Er schloss sich daher lediglich der Meinung der damals
behandelnden NervenÃ¤rzte an, dass es sich bei dem Krankheitsbild der KlÃ¤gerin
um einen chronisch progredienten Krankheitsverlauf handelte, der seit 1984,
abgesehen von Oktober 1998, keine weiteren drastischen, plÃ¶tzlich einsetzenden
erheblichen Exazerbationen aufweise. Nach Ansicht dieser Ã�rzte zeigt die
Erkrankung einen stetigen Verlauf, gekennzeichnet durch phasenweise im
Vordergrund stehende depressive oder paranoide oder auch mit Angstattacken
einhergehende Symptomatik und in letzter Zeit charakterisiert durch erhebliche
Dekompensation. Dementsprechend hat auch der Ehemann der KlÃ¤gerin bei Dr.P.
im MÃ¤rz 2000 angegeben, der jetzige Zustand bestÃ¼nde seit 1996. Damals war
die KlÃ¤gerin nach einem 10-wÃ¶chigen stationÃ¤ren Aufenthalt in der neuro-
psychiatrischen Klinik in Beograd von der FachÃ¤rztin fÃ¼r Neuropsychiatrie
dahingehend beurteilt worden, dass ihre ArbeitsfÃ¤higkeit wesentlich und definitiv
reduziert sei, woraufhin die KlÃ¤gerin auch als Invalide beurteilt worden ist.

DemgegenÃ¼ber hat die im Auftrag der Beklagten am 16.06.1998 durchgefÃ¼hrte
Untersuchung durch den Psychiater Dr.A. ein davon abweichendes Bild ergeben. Im
Gegensatz zu dem von Dr.P. im MÃ¤rz 2000 erhobenen Befund war das
psychopathologische Bild wenig auffÃ¤llig. Die KlÃ¤gerin prÃ¤sentierte sich damals
zwar etwas selbstunsicher und misstrauisch, war aber freundlich und kooperativ.
Die Anamnese konnte von ihr selbst erhoben werden. Die von ihr geklagten
BefÃ¼rchtungen hatten nicht den Charakter von psychotischen Erlebnissen.
AffektmÃ¤Ã�ig prÃ¤sentierte sie sich adÃ¤quat und auch die Ã¼brigen Parameter
lagen im Bereich der Norm. DemgegenÃ¼ber stellt sich die paranoide Psychose
spÃ¤testens seit der Untersuchung durch Dr.P. so dar, dass sie durch eine
ausgeprÃ¤gte psychomotorische Unruhe und Ã�ngstlichkeit sowie durch eine
deutliche DepressivitÃ¤t gekennzeichnet ist. Daneben fallen formale
DenkstÃ¶rungen mit beeintrÃ¤chtigter zeitlicher Orientierung mit StÃ¶rungen der
Auffassung und des Denkablaufs auf. Im Hinblick auf dieses Gutachten von Dr.A.
aus dem Jahr 1998 ging Dr.P. davon aus, dass sich die schwerwiegende
Symptomatik im Lauf des letzten Jahres vor seiner Untersuchung entwickelt hat. Der

                               4 / 6

https://dejure.org/gesetze/SGG/153.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/44.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/44.html


 

fremdanamnestischen Angabe des Ehemanns der KlÃ¤gerin, das jetzige AusmaÃ�
sei bereits seit 1996 vorhanden, folgte Dr.P. nicht.

Streitentscheidend ist, ob man der jetzigen Angabe des Ehemanns folgt, etwa 1998
habe die KlÃ¤gerin zunehmende RÃ¼ckzugstendenzen im Sinne eines Autismus
entwickelt. Gleichlautend ist der Bericht der FachÃ¤rztin Dr.T. vom 25.04.2000 und
10.07.2000. Danach ist im Oktober 1998 eine Dekompensation eingetreten, die sich
in der Verdichtung der ParanoiditÃ¤t und DepressivitÃ¤t, permanenten Ã�ngsten,
Ideen des Verfalls von Beziehungen und Verfolgung manifestiert. Erhebliche Zweifel
an diesen Angaben sind deshalb angebracht, weil diese in unmittelbarem zeitlichen
Zusammenhang mit der Zustellung des klageabweisenden Urteils vom 17.03.2000
erfolgten, worin auf die Relevanz des Versicherungsfalls vor 1999 abgestellt wird.
AuffÃ¤llig ist, dass noch in dem Bericht der FachÃ¤rztin Dr.T. vom 04.11.1998 die
angebliche Dekompensation von Oktober 1998, also einen Monat davor, keinerlei
ErwÃ¤hnung findet. Von einer Verschlechterung schrieb Dr.T. erstmals im Attest
vom 27.12.1999 bzw. im Bericht vom 10.03.2000, unmittelbar vor der
Untersuchung durch Dr.P â�¦ Darin wird der Oktober 1998 aber nicht erwÃ¤hnt.
Wenn Dr.P. daher die Verschlechterung bestÃ¤tigt und zu Gunsten der Versicherten
davon ausgeht, dass diese Verschlimmerung sich wohl im Laufe des letzten Jahres
entwickelt hat, so kann frÃ¼hestens im MÃ¤rz 1999 vom Versicherungsfall
ausgegangen werden.

Die GlaubwÃ¼rdigkeit der Abgaben von Dr.T. wird auch dadurch in Frage gestellt,
dass sie im Bericht vom 10.07.2000 schreibt, die KlÃ¤gerin sei bereits seit 1984
unfÃ¤hig, ihren beruflichen Pflichten nachzukommen. Bei der Untersuchung 1988 ist
das Gegenteil festgestellt worden, wogegen die KlÃ¤gerin keine EinwÃ¤nde erhoben
hat, und von 1991 bis Ende 1996 war die KlÃ¤gerin berufstÃ¤tig.

Dass zum Zeitpunkt der Begutachtung durch Dr.A. eine lediglich vorÃ¼bergehende
Besserung eingetreten war, wird von dem gerichtlich bestellten SachverstÃ¤ndigen
nicht behauptet, nachdem dieser gerade von einer kontinuierlichen Entwicklung der
StÃ¶rung ausgegangen ist. Weil aber der letzte Pflichtbeitrag im Dezember 1996
entrichtet worden ist, hat die KlÃ¤gerin in den letzten Jahren vor Eintritt des
Versicherungsfalls im MÃ¤rz 1999 keine drei Jahre PflichtbeitrÃ¤ge fÃ¼r eine
versicherte BeschÃ¤ftigung im Sinne des Â§ 44 Abs.1 Ziff.2 SGB VI.

FÃ¼r die Zeit vor MÃ¤rz 1999 ist von einem LeistungsvermÃ¶gen auszugehen, wie
es von Dr.A. nach der Untersuchung im Juni 1998 beschrieben worden ist. Danach
war sie trotz des paranoiden Syndroms bei selbstunsicherer PersÃ¶nlichkeit in der
Lage, leichte Arbeiten vollschichtig zu verrichten. Die bereits damals festgestellte
Hebedenarthrose beider HÃ¤nde war ohne Relevanz, nachdem die HÃ¤nde
uneingeschrÃ¤nkt beweglich waren. Der neurologische Befund lag im Bereich der
Norm. Ihre BeschÃ¤ftigung als Betreiberin einer Kaffee-RÃ¶sterei hat sie auch erst
nach Feststellung ihrer InvaliditÃ¤t durch die Inalidenkommission am 10.12.1996
aufgegeben. Angeblich ist dies aus wirtschaftlichen GrÃ¼nden geschehen. Das
RestleistungsvermÃ¶gen war jedenfalls dergestalt, dass ihr bis MÃ¤rz 1999 der
Arbeitsmarkt nicht verschlossen war. Wer eine TÃ¤tigkeit vollschichtig ausÃ¼ben
kann, ist nicht erwerbsunfÃ¤hig (Â§ 44 Abs.2 Satz 2, Ziff.2 SGB VI in der bis
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31.12.2000 maÃ�gebenden Fassung).

Ein Anspruch auf BerufsunfÃ¤higkeitsrente ist mangels Anhaltspunkten fÃ¼r eine
qualifizierte TÃ¤tigkeit der KlÃ¤gerin in der Bundesrepublik nicht diskutabel. Im
Hinblick auf die vom Arbeitgeber bescheinigte Anlernzeit von 90 Tagen ist die
KlÃ¤gerin in Ã�bereinstimmung mit den AusfÃ¼hrungen im erstinstanzlichen Urteil
als angelernte Arbeiterin einzustufen, die auf den allgemeinen Arbeitsmarkt
verweisbar ist. Insoweit wird auf die EntscheidungsgrÃ¼nde Bezug genommen (Â§
153 II SGG).

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde, die Revision zuzulassen, sind nicht ersichtlich.

Erstellt am: 05.10.2003

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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